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Heber die Koflen der Parteienvertretung im 
Adminiſtrativverfahren. 
Von E. Freiherrn von Schwartzenau, Statthalterei⸗Concipiſten. 

Es iſt in dem ganzen Organismus der adminiſtrativen Behörde, 
in der Stellung, welche ihr im Rahmen des Rechtsſtaates angewieſen iſt, 
und in dem Weſen des Adminiſtrativverfahrens vielleicht kein Princip jo 
tief begründet und eben wegen ſeiner logiſchen Nothwendigkeit im allge⸗ 
meinen Rechtsbewußtſein ſo feſt gewurzelt, als das, daß im Verwaltungs⸗ 


von dem Ueberflüſſigen zu trennen und die juriſtiſche Baſis für die geſetz⸗ 
mäßige Behandlung der Frage zu gewinnen; nicht jeder vermag aber 
anderſeits in ihrem vollen Umfange die tiefe Befriedigung zu empfinden, 
welche in dem Bewußtſein gelegen iſt, dem Rechte zum Siege verholfen 
und frei von jedem eigenen oder fremden Intereſſe ſozuſagen das Gute 
nur um des Guten ſelbſt willen gefördert zu haben. Wer in dieſem 
Sinne ſeinen Beruf voll erfaßt, wird ſich gewiß gerne jeder Mühe unter⸗ 
ziehen, welche ihm aus dem ſo erweiterten Kreiſe ſeiner amtlichen Pflichten 
erwächſt, und unſere Anſicht theilen, daß es in dem Verkehre des politi⸗ 
ſchen Beamten mit der Bevölkerung keiner Vermittlung bedarf, ja daß 
eine ſolche — wo ſie nicht ausnahmsweiſe durch ſpecielle Verhältniſſe 
nothwendig wird — als ein fremdes Element im Adminiſtrativverfahren 
auf deſſen Gang nur ſtörend einwirken kann. 

Wir vermögen daher auch in einem Punkte die Anſchauungen nicht 
zu theilen, von welchen Miniſterialrath Karl Peyrer in ſeinem Com⸗ 
mentar zum bſterreichiſchen Waſſerrechte und noch mehr in feiner Ab⸗ 
handlung „Die Gebühren der Advocaten in Verwaltungs⸗Angelegenheiten“ 
(Oeſterr. Zeitſchr. f. Verw. Jahrg. 1877, Nr. 24 und 25) ausgeht. 
Peyrer hält nämlich dafür, daß bei der mehr und mehr in den For⸗ 
men ſich entwickelnden und ausbreitenden adminiſtrativen Geſetzgebung, 
bei der wachſenden Geſchäftslaſt und bei dem großen Umfange der Ver⸗ 
waltungsbezirke die Nothwendigkeit einer weitergehenden Zulaſſung der 


proceſſe die Koſten der gegneriſchen Parteienvertretung dem unterliegenden] Advocaten zum Adminiſtrativproceſſe eine ſtets dringendere werde, und 


Theile nicht zur Laſt zu legen ſind. 

Der politiſche Beamte iſt nicht allein Huͤter des öffentlichen Rechtes 
und in Parteiſachen nicht allein Richter, ſondern — u. zw. in erſter 
Linie — der natürliche Beſchützer des Volkes, der beeidete Anwalt ſeiner 
wahren Intereſſen, ſeiner im objectiven Rechte begründeten Anſprüche. 
In dieſem — sit venia verbo — autokratiſchen Principe ſind alle 
Schwierigkeiten, dagegen aber auch alle jene idealen Vorzüge begründet, 
die den Beruf des politiſchen weit über jenen des richterlichen Beamten 
erheben. Das ganze volle Leben mit ſeinen unendlichen Mannigfaltig⸗ 
keiten liegt offen vor ihm, ſein Blick iſt nicht eingeengt durch die blinde 
Brille des Formalismus oder einſeitiger Deductionen profeſſioneller Rechts⸗ 
vertreter. Er braucht ſich nur ein offenes Auge zu bewahren und, wo 
immer er feine Aufgabe faßt, findet er des Auregenden und Jutereſſan⸗ 
ten genug. 

Eben dieſe Doppelſtellung des Verwaltungsbeamten als Richter 


erblickt hierin eine zeitgemäße Reform der Verwaltungsgeſetzgebung. Wir 
können dieſer Anſicht in dem Maße nicht beitreten, als wir, wie oben 


bemerkt, die Aufgabe des politiſchen Beamten, als eines beeideten Hüters 


des objectiven Rechtes in ſeiner ſubjectiven Erſcheinung, feinem Berufe 
als Richter gegenüber in den Vordergrund ſtellen. Eben dieſelben Grund⸗ 
ſätze, welche die Geſetzgebung beſtimmen, gewiſſe Materien vor das Forum 
der Adminiſtrativbehörden und nicht vor jenes der Gerichte zu verweiſen, 
eben dieſelben Grundſätze ſprechen dafür, daß principiell die Vertretung 
der Parteien durch Advocaten im politiſchen Verfahren möglichſt hintan⸗ 
gehalten werde. 

Wenn aber, wie Peyrer behauptet, der Verwaltungsbeamte 
dermalen thatſächlich nicht mehr im Stande iſt, der idealen Seite ſeines 
Berufes in der Praxis vollkommen gerecht zu werden, fo verlangt die 
logiſche Nothwendigkeit nicht eine ſtärkere Heranziehung der Advocaten 
zum Adminiſtrativproceſſe, wohl aber die Verweiſung einer ganzen Reihe 


und als Vertreter aller im objectiven Rechte begründeten Anſprüche der von Materien, welche bisher in die Competenz der politiſchen Behörde 


Parteien verleiht der Individualität desſelben eine größere Bedeutung, 
als dies in irgend einem anderen Berufe der Fall iſt, und inſoferne 
unterliegt es keinem Zweifel, daß ebenſo wie die größten Vortheile auch 
die größten Nachtheile des Adminiſtrativverfahrens in dieſer zweifachen, 
nicht ſelten ſchwer zu vereinigenden Aufgabe gelegen ſind. 

Wohl kein Beamter, der bei einer politiſchen Behörde erſter Inſtanz 
in Verwendung ſtand, hatte nicht in wiederholten Fällen Gelegenheit, 
wahrzunehmen, welche Schwierigkeiten es bisweilen verurſacht, bei un⸗ 


gehören, an die Gerichte. Denn wenn die Grundſätze des einfachen Admini⸗ 
ſtrativverfahrens, die ganze Organiſirung dieſer Behörde für die im 
Geiſte des Geſetzes gelegene Behandlung jener Stoffe nicht mehr aus⸗ 
reichen, ſo hat auch deren Zuweiſung an das politiſche Forum ihre innere 
Begründung und ihren weſentlichſten Zweck verloren. 

Thatſächlich ſind auch dieſe Anſchauungen Peyrer's ohne jeden 
Einfluß auf die Legislative und faſt ohne Wirkung auf die herrſchende 
Praxis geblieben und das nirgends ausgeſprochene, in der Aufgabe und 


klaren Darlegungen von Parteien niederer Bildungsſtufe das Wichtige dem Organismus der Verwaltungsbehörde aber tief begründete Princip, 
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daß die Gebühren des gegneriſchen Rechtsvertreters dem unterliegenden ſchauung Peyrer's zu nähern, der in der vermehrten Heranziehung 
Theile im Allgemeinen nicht zur Laſt zu legen ſind, ſteht nach wie vor von Advocaten zum Adminiſtrativverfahren eine nothwendige Conſequenz 
aufrecht. der intenſiv und extenſiv in ſtetem Wachsthume begriffenen Competenz 

So ſehr wir uns einerſeits für die Anerkennung dieſes Grundſatzes der Verwaltungsbehörden erblickt. In Wahrheit aber ſind wir weit von 
einſetzen möchten, ebenſo ſehr nehmen wir anderſeits Stellung gegen die derſelben entfernt. 
mechaniſche unbedingte Anwendung desſelben, wie ſie in der Praxis leider Thatſächlich muß die Geſetzgebung unter allen Umſtänden von der 
nur zu häufig beobachtet werden kann. Vorausſetzung ausgehen, daß der Organismus der Behörde und ihre 

Die unendliche Mannigfaltigkeit der der Judicatur der Verwaltungs⸗ innere Einrichtung dem Umfange ihrer Competenz ſowohl in qualitativer 
behörde unterliegenden Materien bringt es mit ſich, daß das fragliche als in quantitativer Beziehung völlig gewachſen iſt. Erweiſt aber die 
Princip thatſächlich in zahlreichen Fällen durchbrochen werden muß. Wir Praxis das unzweifelhafte Gegentheil, ſo müſſen die nothwendigen Aende⸗ 
halten aber dafür, daß die Schwierigkeiten, welche ſich bei der Ent- rungen bei der Behörde ſelbſt vorgenommen, insbeſondere aber, wie ſchon 
ſcheidung über den Anſpruch einer Partei auf Vergütung ihrer Ver⸗ oben angedeutet, alle jene Materien ihrer Competenz entrückt werden, 
tretungskoſten bisweilen ergeben, leicht beſeitigt werden können, wenn ſich welche die geeignete Behandlung vor ihrem Forum nicht zu finden ver⸗ 
der Beamte in jedem einzelnen ſolchen Falle die Frage gegenwärtig hält, mochten; unter keiner Bedingung jedoch kann das, was der Behörde an 
ob und inwieweit die betreffenden Vertretungskoſten zu intenſivem Können fehlt, durch die verſtärkte Heranziehung von Advocaten 
einer zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts- erſetzt werden. 
vertheidigung nothwendig waren. Dieſer in dem Geſetze vom Die Gründe, aus welchen nach unſerer Anficht abweichend von der 
16. Mai 1874, R. G. Bl. Nr. 69, betreffend die Abänderung eini Praxis die Liquidirung der Proceßkoſten zu Laſten des unterliegenden 
ger Beſtimmungen über das Verfahren in Civilrechtsſtreitigkeiten nor⸗ Theiles ſtattfinden kann und ſoll, ſind daher niemals in der Behörde 
mirte Grundſatz hat zwar mit Bezug auf den Adminiſtrativproceß keine und ihrem Organismus, ſondern lediglich in den beſonderen Verhältniſſen 
Geſetzeskraft. Seine analoge Anwendung aber iſt ein Poſtulat der Logik, der Parteien gelegen. Dieſe Fälle ſind ihrer großen Mannigfaltigkeit 
dem ſich Niemand, gewiß am wenigſten aber der politiſche Beamte zu wegen nicht in ein beſtimmtes Syſtem zu bringen. Ein markantes Bei⸗ 
entziehen vermag. Heel aber wird unſere Auffaſſung am beiten anſchaulich machen: 

Die Grunde, aus welchen obige Frage nicht ſelten eine bejahende Eine ausländiſche Firma, welche die Erzeugung und den Verkauf 
Antwort wird finden müſſen, find ſelbſt wieder ſehr verſchieden und einer allgemein bekannten Liqueurgattung betreibt, hatte durch einen 
müſſen ihrer Natur nach in doppelter Richtung auseinandergehalten Advocaten in M. bei der dortigen Bezirkshauptmannſchaſt eine Beſchwerde 
werden. Sie find einerſeits entweder formelle oder materielle, ander- gegen Kaufmann H. in M. überreicht, da ſich derſelbe einer Uebertretung 
ſeits entweder in dem Gegenſtande des Proceſſes überhaupt des Geſetzes vom 7. December 1858, R. G. Bl. Nr. 230, durch Ver⸗ 
oder in den beſon deren Verhältniſſen des ſpeciellen Falles | kauf imitirter Waaren ſchuldig machte, welche mit den bei der n. ö. 
gelegen. Handelskammer protokollirten Marken der klägeriſchen Geſellſchaft täuſchend 
Die wichtigſten Fälle, in welchen die im Adminiſtrativproceſſe | ähnlich bezeichnet waren. 
unterliegende Partei in die Koſten der gegneriſchen Rechtsvertretung an Nach Vornahme der Hausdurchſuchung und Beſchlagnahme der 
materiellen Gründen zu verurtheilen iſt, ſchließt das Verfahren nach incriminirten Waaren wurde das Verfahren in Gemäßheit des § 25 des 
dem öſterreichiſchen Waſſerrechtsgeſetze in ſich. Das formelle Verfahren iſt Markenſchutzgeſetzes und des Handelsminiſterialerlaſſes vom 15. Juni 
hier kein weſentlich complicirtes, deſto verwickelter aber geſtalten ſich nicht 1863, Z. 5606, durchgeführt. Am Schluſſe desſelben überreichte der 
ſelten die Rechtsverhältniſſe ſelbſt und iſt die Vertretung durch Advocaten Vertreter der beſchwerdeführenden Firma ſeine Deſervitennote, in welcher 
für die Parteien im Intereſſe einer zweckentſprechenden Rechtsverfolgung um | die Koſten für die Verfaſſung der Beſchwerdeſchrift, ſowie für die Inter⸗ 
ſo nothwendiger, als bisweilen ſogar die gegenſeitigen Grenzen der Com⸗ vention bei der Hausdurchſuchung und bei der Hauptverhandlung ver⸗ 
petenz zwiſchen richterlichen und adminiſtrativen Behörden äußerſt ſubtiler rechnet wurden. 

Natur ſind und die Partei dann ſchon des rechtskundigen Rathes bedarf, Da Kaufmann H. nach dem Ergebniſſe der Verhandlung in allen 
bevor ſie noch in der Lage iſt, die Hilfe des politiſchen Beamten an⸗ Punkten ſachfällig befunden wurde, ergab ſich die Frage, ob und inwie⸗ 
zurufen. ferne dem klägeriſchen Begehren anf Erſatz der Vertretungskoſten Folge 

Aus rein formellen Gründen und ohne Rückſicht auf ſpecielle zu geben ſei. Es ſoll hiebei nicht unerwähnt bleiben, daß der Geklagte 
Verhältniſſe findet eine Verurtheilung in die Koſten der gegneriſchen ſchon mehrere Monate früher von der gegnerischen Firma gewarnt wor⸗ 
Rechtsvertretung nur nach dem Geſetze vom 22. October 1875, R. G. Bl. den war, deſſenungeachtet aber den Verſchleiß der gefälſchten Waare 
Nr. 36, d. h. in der Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes ſtatt. fortſetzte. 

Die häufigſten Fälle, in welchen ſolche Liquidirungen nach unſerer Die entſcheidende Behörde concludirte hiebei folgendermaßen: Der 
Auſicht erfolgen ſollten, die aber in der Praxis meiſt unberückſichtigt ge- | Handelsminiſterialerlaß vom Jahre 1863 normirt, daß beide Parteien 
laſſen werden, ſind jene, in welchen — ſei es nun aus materiellen zu der Hauptverhandlung nicht allein rechtzeitig vorgeladen, ſondern auch 
oder aus formellen Gründen — die beſonderen Verhältniſſe des thatſächlich bei derſelben zugegen, bezw. vertreten ſein müſſen, und 
fpeciellen Falles die Vertretung im Intereſſe einer zweckentſprechen⸗ die herrſchende Praxis folgert aus der Außerachtlaſſung dieſer Vorſchrift 
den Rechtsverſolgung oder Rechtsvertheidigung unbedingt nothwendig die Nichtigkeit des Verfahrens. Die klägeriſche Firma hat ihren Sitz 
erſcheinen laſſen. Hier helfen ſich die Behörden in der weitaus über- außerhalb Oeſterreichs und weder in M. noch in deſſen Umgebung be⸗ 
wiegenden Mehrzahl der Fälle damit, daß fie ihre abweiſenden Erkennt- findet ſich eine Perſon, die im Sinne des Artikels 117 des Handels⸗ 
niſſe mit der einfachen Berufung auf den Grundſatz motiviren, daß im geſetzes zu deren Vertretung berechtigt wäre. Sie war daher allerdings 
Adminiſtrativverfahren die Behörde von Amtswegen den objectiven That⸗ behufs einer zweckentſprechenden Rechtsverfolgung gezwungen, zur Haupt⸗ 
beſtand feſtzuſtellen habe und die Beiziehung von Advocaten daher ent- verhandlung einen Vertreter zu entſenden, und im Intereſſe einer ein⸗ 
behrlich ſei. Man bedenkt jedoch hiebei nicht, daß durch eine ſolche Ent- heitlichen Rechtsvertretung war- es erforderlich, daß die Beſchwerdeſchrift 
Scheidung unter Umſtänden die principiellſten Grundſätze des bürgerlichen durch denſelben Mandatar verfaßt und überreicht werde. Die Interven⸗ 
Rechtes auf das ſchwerſte verletzt werden. Auf dieſen Umſtand hat ſchon tion des letzteren bei der Hausdurchſuchung war dagegen entbehrlich, da 
Peyrer in feiner obenerwähnten Abhandlung hingewieſen und wir keine Vorſchrift dieſelbe erheiſcht und es hier lediglich Aufgabe der Be⸗ 
brauchen daher nicht mehr näher auf denſelben einzugehen. Eben hier iſt hörde iſt, von Amtswegen Dasjenige zu veranlaſſen, was zur geſetz⸗ 
es wieder Aufgabe des politiſchen Beamten, frei von jeder hindernden mäßigen Durchführung der Verhandlung erforderlich erſcheint. 

Schablone das zu erkennen, was bei Berückſichtigung aller maßgebenden Aus dieſen Gründen wurde der ſachfällige Geklagte in die Koſten 
Factoren, zu welchen zweifelsohne auch die Principien des bürgerlichen der Beſchwerdeſchrift und der Intervention bei der Hauptverhandlung 
Rechtes gehören, thatſächlich objectiv rechtens iſt. verurtheilt, dagegen aber von jenen Koſten befreit, welche auf die Inter⸗ 

Wenn wir hier die Anficht vertreten, daß die Behörden den Anz vention bei der Hausdurchsuchung entfielen. Gegen dieſes Erkenntniß der 
ſpruch der Parteien auf Vergütung der ihnen erwachſenen Vertretungs⸗ Bezirkshauptmannſchaſt in M. wurde von keiner der Parteien der Re⸗ 
koſten häufiger, als es bisher der Fall iſt, einer fachlichen Würdigung curs ergriffen. f 
unterziehen ſollten, und wenu hieraus reſultirt, daß dieſem Auſpruche Aehnliche Fälle, in welchen die Parteienvertretung durch ſpecielle 
auch öfter Folge gegeben werden müßte, fo ſcheinen wir uns der An⸗ Verhältuiſſe zu einer entſprechenden Rechtsverfolgung oder Vertheidigung 


nothwendig wird, ereignen ſich täglich auf den verſchiedenſten Rechts⸗ 
gebieten, und der Umſtand, daß in diefer wichtigen Frage täglich auch 
die widerſprechendſten Judicate gefällt werden, weiſt darauf hin, daß 
eine gründliche Regelung derſelben im legislativen Wege dringend ge⸗ 
boten erſcheint. 

Die Grundſätze, von welchen bei einer ſolchen Codification aus⸗ 
gegangen werden müßte, ſind in dem Vorſtehenden ſchon des Näheren 
erörtert. Wir faſſen dieſelben hier nochmals in Kurze zuſammen: 

I. Die Koſten der Parteienvertretung durch Advocaten werden im 
Adminiſtrativverfahren von den betreffenden Parteien getragen. Eine Ver⸗ 
urtheilung des ſachfälligen Theiles in die Koſten der gegneriſchen Rechts⸗ 
vertretung findet grundſätzlich nicht ſtatt. Wo im Sinne des nachſtehen⸗ 
den Punktes II eine Ausnahme von dieſem allgemeinen Grundſatze ein- 
tritt, iſt zur Entſcheidung über den Anſpruch einer Partei auf Vergütung 
der ihr erwachſenen Vertretungskoſten — unbeſchadet der bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt — jene 
Verwaltungsbehörde berufen, welcher das Erkenntniß in der Hauptfrage 
obliegt. 

i II. Eine Liquidirung der gegneriſchen Vertretungskoſten zu Laſten 
des in der Hauptfrage ſachfälligen Theiles findet ausnahmsweiſe ſtatt: 

1. Ohne Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des 
ſpeciellen Falles 

a) aus materiellen Gründen, 

b) aus formellen Gründen. (Zu a und b taxative Aufzählung 
jener der Judicatur der Verwaltungsbehörden unterliegenden Materien, 
ſowie jener adminiſtrativen Fora, bei bezw. vor welchen die Vertretung 
der Parteien durch Advocaten principiell für zuläſſig erklärt wird.) 

2. Mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des 
ſpeciellen Falles, inſoweit als die entſcheidende Behörde die Ver⸗ 
tretungskoſten, welche dem in der Hauptfrage obſiegenden Theile ohne 
eigenes Verſchulden erwachſen ſind, ſei es aus formellen oder materiellen 
Gründen, zu einer zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
vertheidigung für unbedingt nothwendig erkeunt. 

Wir verkennen nicht, daß, was das Adminiſtrativverfahren betrifft, 
ſehr viele Fragen noch einer legislativen Regelung harren, unter welchen 
die von uns berührte nur einen — wenn auch relativ weſentlichen — 
Factor repräſentirt. Auch ſind wir der Anſicht, daß zu einer Codification 
der formell rechtlichen Normen ſo lange nicht geſchritten werden kann, 
als die materielle adminiſtrative Geſetzgebung noch ſo ſehr in der Ent⸗ 
wicklung begriffen und noch ſo wenig in ſich abgeſchloſſen erſcheint, wie 
dies bisher thatſächlich der Fall iſt. Bis dahin aber wäre der Zweck, 
den wir vor Augen hatten, als wir dieſes ſchon ſo vielfach und vor⸗ 
züglich erörterte Thema neuerlich zum Gegenſtande einer Beſprechung 
machten, vollauf erreicht, wenn es uns gelungen wäre, hiedurch zu einer 
einheitlichen Judicatur und damit zu der im Intereſſe des Publikums fo 
wünſchenswerthen Erhöhung der Rechtsſicherheit in der berührten Frage, 
wenn auch in noch ſo geringem Maße, beizutragen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


„Die Seſſion“, während welcher kein Mitglied des Neichsrathes 

(Landtages) ohne Zuſtimmung des Hauſes ſtrafgerichtlich verfolgt 

werden darf, endet nicht ſchon bei Vertagung, fondern erſt mit 
Schließung des Neichsrathes (Landtages). 

Der k. k. Caſſationshof hat mittelſt Plenarentſcheidung vom 
25. November 1886, Z. 12.192, der von der Generalprocuratur zur 
Wahrung des Geſetzes erhobenen Nichtigkeitsbeſchwerde ſtattgebend, zu 
Recht erkannt: Das ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht in Brüx habe dadurch, 
daß es wider den Reichsrathsabgeordneten S. wegen angeblich am 
17. Auguſt 1886 begangener Uebertretung des Geſetzes über das 
Verſammlungsrecht, ohne die Zuſtimmung des Abgeordnetenhauſes dazu 
eingeholt zu haben, mit ſtrafgerichtlicher Verfolgung vorgegangen ift, 
eine Hauptverhandlung vorgenommen und auf Grund derſelben ein Er⸗ 
kenntniß gefällt hat, das Geſetz, und zwar namentlich die Vorſchrift des 
§ 16, Al. 3 und 5 des Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 141, über die Reichsvertretung verletzt. 

Gründe: Die Staatsanwaltſchaft in Brüx hat bei dem dortigen 
Bezirksgerichte die ſtrafgerichtliche Verfolgung des Reichsrathsabgeordneten 
S. wegen angeblich am 17. Auguſt 1886 verübter Uebertretung des 
Geſetzes über das Verſammlungsrecht beantragt. Dieſem Antrage hat 


63 


— — — ðiil—39 3 —ñ— ͤ — 


| 


das genannte Bezirksgericht, ohne der Vorſchrift des § 16, Al. 3 und 5 
des Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, über 
die Reichsvertretung zu genügen, Folge gegeben und nach einigen Vor⸗ 
erhebungen am 17. September 1886 in Abweſenheit des vorgeladenen, 
aber weggebliebenen Beſchuldigten die mit dem freiſprechenden Er⸗ 
kenntniſſe gleichen Datums abſchließende Hauptverhandlung vorgenommen. 
Den Fall der bezeichneten Vorſchrift erachteten Ankläger und Richter 
aus dem Grunde nicht gegeben, „weil die ſtrafbare Handlung außer⸗ 
halb der Sitzungsperiode des Reichsrathes begangen wurde und zur 
Zeit ihrer Verfolgung das Abgeordnetenhaus nicht in Thätigkeit war.“ 
Eine Stütze für dieſe Auffaſſung erblickten angeblich Beide auch in der 
in Nr. 602 der Sammlung abgedruckten Entſcheidung des Caſſations⸗ 
Hofes vom 14. December 1883, 3. 10.272, ) obgleich in der letzteren — 
zunächſt allerdings in Anſehung der Mitglieder der Landtage (8 2 des 
Geſetzes vom 3. October 1861, R. G. Bl. Nr. 98) — ausgeſprochen 
iſt, daß unter den vom Geſetze ſynonym gebrauchten Ausdrücken: „Seſſion“ 
und „Sitzungsperiode“ nichts Anderes verſtanden werde, als der Zeit⸗ 
raum, während deſſen der Landtag durch Allerhöchſtes Reſcript zu ſeiner 
Thätigkeit berufen iſt und welche von dem Augenblicke, für welchen der 
Landtag einberuſen ward, bis zu demjenigen läuft, wo er auf Aller⸗ 
höchſte Anordnung geſchloſſen wird. Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß 
mit dieſem, ein Mißverſtändniß doch kaum verſchuldenden Ausſpruche 
eine ganz zutreffende Erläuterung auch für § 16 des Geſetzes vom 
21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, gewonnen iſt, deſſen ein⸗ 
ſchlägige Beſtimmungen aus dem Geſetze vom 8. October 1861, 
R. G. Bl. Nr. 98, unverändert übernommen wurden. Die Verfaſſungs⸗ 
geſetze geſtatten nicht, die Ausdrücke „Seſſion“ und „Sitzungsperiode“ 
als gleichbedeutend mit „Wahlperiode“ (§ 18 des Geſetzes vom 21. De⸗ 
cember 1867, R. G. Bl. Nr. 141) anzuſehen und zu behaupten, daß 
die Seſſion des Abgeordnetenhauſes, von ſeiner allenfälligen früheren 
Auflöſung abgeſehen, erſt mit dem Ablaufe der Wahlperiode zu Ende 
gehe (vergl. insbeſondere § 9 des Geſetzes über die Reichsvertretung 
vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, 8 16 des Geſetzes 
in Betreff der Geſchäftsordnung des Reichsrathes vom 12. Mai 1873, 
R. G. Bl. Nr. 94, und § 5 der vom Abgeordnetenhauſe unterm 
2. März 1875 beſchloſſenen, in Nr. 333 der Beilagen zu den ſteno⸗ 
graphiſchen Protokollen der VIII. Seſſion abgedruckten Geſchäftsordnung). 
Aber ſie laſſen auch keiner Ungewißheit darüber Raum, daß eine bloße 
Vertagung des Reichsrathes den Seſſionsſchluß nicht bewirke (ſiehe nament⸗ 
lich 8 13 der eben erwähnten Geſchäftsordnung vom Jahre 1875, 
dann die SS 11, 12 und 14 des Geſetzes vom 30. Juli 1867, 
R. G. Bl. Nr. 104, betreffend die Behandlung umfangreicher Geſetze im 
Reichsrathe); daß die Vertagung zwar einſtweiliges Innehalten mit 
Sitzungen und Verhandlungen nach ſich zieht, aber die Conſtituirung 
des Hauſes unberührt läßt und auch den Zuſammenhang ſeiner geſchäft⸗ 
lichen Thätigkeit nicht aufhebt. Einen ſolchen Einfluß übt nur die 
Schließung der Seſſion, welcher bei neuerlicher Einberufung des 
Reichsrathes deſſen ſeierliche Eröffnung durch den Kaiſer oder eine vom 
Kaiſer ernannte Commiſſion und die neuerliche Conſtituirung des Hauſes 
als charakteriſtiſches Merkmal des Beginnes einer neuen Seſſion nach⸗ 
folgt (vgl. hierüber insbeſondere die SS 1 und 2 des Geſetzes vom 
12. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 94, dann die SS 1 bis 5 und andere 
der Geſchäftsordnung v. J. 1875). Zu ſolchen Reſultaten gelangt auch 
Profeſſor Ulbrich in ſeinem Lehrbuche des öſterreichiſchen Staatsrechtes 
(Seite 324 und 366), der ſich (auf Seite 358 und 359) über die 
Conſequenzen der Vertagung des Reichsrathes, der Schließung der 
Seſſion und der Auflöſung des Abgeordnetenhauſes nachſtehends äußert: 
„Dem Kaiſer ſteht das Recht zu, den Reichsrath zu vertagen, zu ſchließen 
oder aufzulöſen. Die Wirkung der Vertagung beſteht darin, daß das 
Abhalten von Sitzungen und die Verhandlung von Geſchäften während 
der Zeit der Vertagung ausgeſetzt wird. Die beiden Häuſer bleiben 
conſtituirt, behalten ihre Vorſtände, Schriftführer und Ausſchüſſe bei und 
ſetzen nach Ablauf der Vertagungsfriſt ihre Arbeiten an dem Punkte 
fort, in welchem dieſe im Momente der Vertagung verlaſſen wurden. 
Die Schließung der Seſſion bewirkt die Unterbrechung der Conti⸗ 
nuität der Reichsrathsgeſchäfte, ſo daß alle in der geſchloſſenen Seſſion 
nicht zum Abſchluſſe gebrachten Reichsrathsgeſchäfte in der neuen Seſſion 
wieder von Anfang begonnen werden. Nicht erledigte Vorlagen müſſen 


) Mitgetheilt in Nr. 16 auf S. 67 des Jahrganges 1884 der „Oeſterr. 
Zeitſchr. f. Verw.“. 
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in der neuen Seſſion dem Reichsrathe wieder vorgelegt werden, wenn Prachatitz, mit Fortſetzung einerſeits nach Winterberg, anderſeits nach Wallern. 
er ſich mit denſelben befchäftigen fol. Es dauert jedoch a) die Function 8. Mai. Z. 10.737. 

des Präſidenten und Vicepräſidenten des Abgeordnetenhauſes bezüglich Nr. 64. Ausgeg. am 3. Juni. Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher 
der Führung der laufenden Geſchäſte des Hauſes, ſowie der Vor⸗ Vorarbeiten für eine Localbahn von Böhmiſch⸗Aicha nach Liebenau. 7. Mai. 
bereitung für die nächſte Seſſion bis zum Wiederzuſammentritte des 3. 14.046. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Hauſes fort (S 16 G. O.); b) mit kaiſerlicher Genehmigung kann jedes Locomotiv⸗Eiſenbahn von einem Punkte der Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn zwiſchen 
der beiden Häuſer beſchließen, daß die zur Vorberathung umſangreicher Penzing und Purkersdorf über Altenmarkt und Mariazell nach Hieflau. 22. Mai. 
Geſetzentwürfe gewählten Ausſchüſſe auch nach Schließung der Seſſion | 8. 15.889. — Aenderung der Statuten der Localbahn Czernowitz⸗Nowoſielitza. 
in Thätigkeit zu bleiben haben (Geſetz vom 30. Juli 1867, § 11). H. M. Z. 18.722 ex 1886. 


Die Auflöſung des Abgeordnetenhauſes hat zur Folge, daß die durch Nr. 65. Ausgeg. am 5. Juni. — - — 
Wahl erfolgte Berufung der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes ihr Ende Nr. 66. Ausgeg. am 8. Juni. — — — 
findet. Erſolgt die Auflöſung zu einer Zeit, wo der Reichsrath ver⸗ Nr. 67. Ausgeg. am 10. Juni. — Abdruck von Nr. 61 R. G. Bl. — 


ſammelt iſt, ſo hat die Auflöſung ipso jure die Schließung zur Folge: Eröffnung der Localbahnlinie Segen Gottes — Okkisko der öſterr.⸗ungar. Staats⸗ 
denn von dem Momente der Auflöſung gibt es kein Abgeordnetenhaus eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 1. Juni. Z. 18.332. — Conceſſion zum Baue und Betriebe 
mehr“. Da als notoriſch gelten kann, daß der Reichsrath in der einer Schleppbahn von der Station Littau der Localbahnlinie Littau⸗Station— 
17. Sitzung des Herrenhauſes im Allerhöchſten Auftrage nur vertagt Littau⸗Stadt zur Zuckerfabrik in Littau. 26. Mai. Z. 16.932. — Bewilligung 
und nicht geſchloſſen, und daß er mit Allerhöchſtem Handſchreiben vom zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von Rochlitz bis 
16. September 1886 für den 29. September zur Wiederaufnahme Neuwelt. 27. Mai. Z. 12.377. 


ſeiner Thätigkeit wieder einberufen worden iſt, ſo ſtellt ſich nach dem Nr. 68. Ausgeg. am 12. Juni. — — — 

Vorausgeſchickten das am Eingange bezeichnete ftrafgerichtliche Vorgehen (Fortſetzung folgt.) 

von Seite des Bezirksgerichtes Brüx gegen S. als ein nach S 16 des 

Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, unſtatthafter Perſonalien. 

Eingriff in die Prärogative des Reichsrathes dar, deſſen Bedeutung Seine Majeſtät haben den Honorar⸗Legationsſecretär in Disponibilität 


nicht dadurch verringert werden kann, daß wegen Mangels eines ſtraf⸗ Johann Markgrafen Pallavicini zum Legationsſecretär extra statum und 


baren Thatbeſtandes die Freiſprechung des Angeklagten erfolgt, und n eee eee enge manatsattach 


dieſes Erkenntniß laut bezirksrichterlicher Anzeige auch in Rechtskraft Seine Majeſtät haben dem Ingenieur Wilhelm Robert Huber in Wien 
erwachſen iſt. Der aus dieſem Anlaſſe von der Generalprocuratur er⸗ taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. Br ir 
hobenen Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſetzes mußte darum Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 


h n 1 Johann Lins bauer den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 
Folge gegeben und im Grunde der Vorſchrift des 8 292 St. P. O. Seine Majeſtät haben den Handelsmann Werner Wegelin in Manila 


erkannt werden, wie oben geſchehen. zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 
m Zee Der k. und k. Reichs⸗Finanzminiſter hat den Archivsofftcial Dr. Karl 
Hunger zum Miniſterialconcipiſten ernannt. 


a Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Ferdinand Ignaz 

Geſetze und Bero rdnungen. Gernyg und Leopold Bürgermeiſter zu Rechnungsräthen der Finanz⸗ 
Landesdirection in Prag ernannt. - 

1886. I. Semeiter. Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Anton Mandl zum Haupt- 


Centralblatt fü iſer e £ Schi öſter⸗ ſteuereinnehmer der Finanz⸗Laudesdirection in Prag ernannt. 25 8 
!... ͤ a Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der Tabakhauptfabrik in Sedletz 


reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Johann Bräzdil zum Seeretär bei einer Tabakhauptſabrik erſter Kategorie, 
Nr. 59. Ausgeg. am 22. Mai. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums dann den Finanzcommiſſär der Generaldirection der Tabakregie Karl Ratſchiller 
vom 9. Mai 1886, 3. 33.423 es 1885, an die Verwaltungen ſümmtlicher und den Controlor der Tabakfabrik in Rovigno Joſeph Splitek zu Secretären 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend den Antrag der Eifenbahn-Tari ste bei Tabalhauptfabriken Auen at eee 373 63 ; ; 
! 3 ſenbahn⸗Tarifenquete Der Handelsminiſter hat den Hafen⸗ und Seeſanitätsofficial in Trieſt 
zum Betriebsreglement rückſichtlich der Nichteinrechnung der Sonn⸗ und Feier⸗ 


Johann Monari von Neufeld zum Hafen⸗ und Seeſanitätsadjuneten ernannt. 
tage in die lagergeldfreie Zeit. — Uebereinkommen vom 23. Juli 1884, welches Der Statthalter in Niederöſterreich hat den Statthaltereiconeipiſten Heinrich 
auf Grund des Geſetzes vom 8. April 1884 (R. G. Bl. Nr. 54) zwiſchen dem 


Ritter Wan iek von Dömyslow zum Bezirkscommiſſär und den Statthalterei⸗ 
k. k. Finanzminiſterium und dem k. k. Handelsminiſterium einerſeits und den 


Conceptsprakticanten Dr. Stanislaus Uſtyanowski zum Statthaltereiconeipiſten 
5 in Niederöſterreich ernannt. 
Herren Julius Krepeſch, Ludwig Kranz und Hans Dettelbach als Coneeſſionären 
der Localbahn Fehring⸗Fürſtenfeld anderſeits in Betreff der Betheiligung des 
Staatsſchatzes an der Capitalsbeſchaffung für die obige Localbahn abgeſchloſſen { . . 5 
worden ift. H. M. Z. 26.288 ex 1884. Friſterſtreckung zur Vornahme tech- k k- ſchleſiſchen Landesregierung, bis 23 April (Amtabl Nr. 77.) 
NT Ba g RA a | Kanzliſtenſtelle in der eilften Rangsclaſſe bei der k. k. Forſt⸗ und 
niſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Stockerau nach einem Punkte der Domänendirection in Görz, bis Ende April. (Amtsbl. Nr. 79.) 


Erledigungen. 


Hilfsämterdirections⸗Adjunctenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der 


Kaiſer Franz⸗Joſeph⸗Bahn zwiſchen Tulln und Absdorf. 15. April. Z. 13.359.— 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Schlepphahn zu 
einem Elbeumſchlageplatz bei Schönprieſen. 25. April. Z. 14.058. — Be⸗ 
willigung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Local⸗ 
bahn von Capo d'Iſtria nach Abbazia und Mattuglie. 8. Mai: Z. 13.492. 

Nr. 60. Ausgeg. am 25. Mai. — — — 

Nr. 62. Ausgeg. am 29. Mai. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 
miniſteriums vom 13. April 1886, Z. 13.112, betreffend ungiltig gewordene 
Certificate anſpruchsberechtigter Militäraſpiranten. — Abdruck von Nr. 80 
R. G. Bl. — Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 17. April 1886, von zehn Jahren bei der Penſionirung in Anrechnung gebracht. 

8. 14.102, betreffend ungiltig gewordene Certificate anſpruchsberechtigter Militär⸗ Bewerber um dieſe Stelle haben nachzuweiſen die öſterreichiſche Staats⸗ 
aſpiranten. — Eröffnung der von der Strecke Wien⸗Stadlau der priv. öſterr.⸗ bürgerſchaft, die Abſolvirung der juridiſch⸗politiſchen Studien an einer öſter⸗ 


n Cikätdeitenbahn.@erelie ! ne reichiſchen Univerſität und die erfolgte Approbirung bei den drei theoretiſchen 
in 115 8 15 m 0. e Flügelbahn zum Wettrennplatze Staatsprüfungen oder ſtatt dieſes letzteren die Erwerbung des Doctorgrades der 
8 8 . Rechten an einer öſterreichiſchen Univerſität, ferner ihre bisherige praktiſche Ver⸗ 
Nr. 63. Ausgeg. am 1. Juni. — Abdruck von Nr. 83 R. G. Bl. — wendung im politiſchen Dienſte und die Ablegung der praktiſchen Prüfung für 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnver⸗ die politiſche Verwaltung und endlich, daß fie das Alter von 40 Jahren nicht 
waltungen vom 17. Mai 1886, 8. 16.310, betreffend den Verzicht auf die überſchritten haben. Wünſchenswerth erſcheint die Kenntniß beider Landessprachen. 
Erzeugung des Sprengmittels „Vulkanit“ im Bereiche der k. k. Bezirkshaupt⸗ | per Die Geſuche ſind mit den geforderten Nachweiſen bis 31. Mai 1887 
ang gde, ' „ er k k. Bezirkshaupt⸗ beim Gemeinderathe einzubringen. 
mannſchaſt Jiein. — Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für Gemeinderath der Stadt Znaim, den 7. April 1887. 


eine Fortſetzung der projectirten Localbahn von Wodnian oder Protivin nach Der Bürgermeiſter: J. Brantner. 
ü ³im ð d r ðᷣ vv ⁊ð ß . ̃¶⅛ er En? I jðè ß ee .. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redactenr: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


Stadtſecretärsſtelle in Znaim. 


Bei der Stadtgemeinde Znaim iſt die Stelle eines Stadtſecretärs im 
Concurswege zu beſetzen Mit derſelben iſt ein jährlicher Gehalt von 1200 fl. 
nebſt öpercentigen Quinquennalzulagen verbunden. Nach fünf Jahren entſprechender 
Dienſtleiſtung wird die Zuerkennung einer 10percentigen Xetivitätszulage in 
Ausſicht geſtellt. Bezüglich der Penſionirung und Verſorgung der Angehörigen 
finden die für Staatsbeamte geltenden Grundſätze volle Anwendung. 

Dem anzuſtellenden Bewerber wird eine allfällige frühere, nach den für 
Staatsbeamte giltigen Normen anrechenbare Dienſtzeit in der Maximaldauer 


